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welches dem Abkommen zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
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welches dem Abkommen zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft als Anlage beigefügt ist 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 56, Telefon 0 22 21/36 35 51 



Drucksache 7/21 1 


Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates betreffend die Durchführung 
des Protokolls Nr. 3 über die Begriffsbestimmung für „Erzeugnisse mit Ursprung in“ 
oder „Ursprungserzeugnisse“ und über die Zusammenarbeit der Verwaltungen, 
welches dem Abkommen zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
der Republik Österreich als Anlage beigefügt ist 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Am 22. Juli 1972 wurde ein Abkommen zwischen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
Republik Österreich unterzeichnet, das am 1. Januar 
1973 in Kraft tritt. 

Im Anhang zu dem Protokoll Nr. 3, das diesem 
Abkommen beiliegt, ist das Formular einer Waren- 
verkehrsbescheinigung A. OS. 1, die unter bestimm- 
ten, in dem bezeichneten Protokoll vorgeschriebenen 
Voraussetzungen auf Waren Anwendung findet, 
aufgeführt. Die Bestimmungen, die diese Vorausset- 
zungen festlegen und auf dem Formular einer 
Warenverkehrsbescheinigung A. OS. 1 abgedruckt 
sein müssen, sind in Übereinstimmung mit den 
Regeln des Protokolls von jeder der V3rt1r.gspr.r- 
teien auszuarbeiten. 


Sie haben den Zweck, die Benutzer auf die im 
Protokoll festgelegten Voraussetzungen, unter de- 
;:en der vorgenannte Vordruck auf Waren Anwen- 
dung finden kann, aufmerksam zu machen - 

; : A7 FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Text der Bestimmungen, die auf dem Formular 
der Warenverkehrsbescheinigung A. OS. 1 aufzufüh- 
ren sind und die die Voraussetzungen festlegen, un- 
ter denen das genannte Dokument auf Waren An- 
wendung finden kann, ist im Anhang zu dieser Ver- 
ordnung wiedergegeben. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
16. Februar 1973 - 1/4 (IV/ 1) - 680 70 -E- Er 5/73: 

Die Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 1. Februar 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften über- 
mittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu den genannten 
Kommissionsvorschlägen ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Anhang 


1 . Die Waren müssen 

vollständig im Ausfuhrstaat erzeugt worden sein, 
d. h. der Begriffsbestimmung für als „vollständig 
erzeugt" geltende Waren entsprechen, die im Pro- 
tokoll Nr. 3 zu dem Abkommen zwischen der Ge- 
meinschaft und Österreich enthalten ist, 

oder 

vollständig aus Waren mit Ursprung im Hoheitsge- 
biet der anderen Vertragspartei des Abkommens und 
aus Waren hergestellt worden sein, die ausschließ- 
lich im Ausfuhrstaat erzeugt worden sind. 

2. Sind die Waren vollständig oder teilweise aus 
in den Ausfuhrstaat eingeführten und nicht aus 
dem Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei stam- 


menden Erzeugnissen oder aber aus Erzeugnissen 
unbestimmten Ursprungs hergestellt, so müssen die- 
se Erzeugnisse dort in der Weise be- oder verarbei- 
tet worden sein, daß daraus ein anderes Erzeugnis 
entstanden ist. ln der Regel muß die Be- oder Ver- 
arbeitung zur Folge haben, daß die ausgeführte 
Ware unter eine andere Tarifnummer des Brüsse- 
ler Zolltarifschemas als diejenige einzuordnen ist, 
unter der die betreffenden Erzeugnisse eingeordnet 
waren. Ferner sind für verschiedene Warengruppen 
der Listen A und B des Protokolls Nr. 3 zu dem Ab- 
kommen zwischen der Gemeinschaft und Österreich 
besondere Regeln und Zusatzbestimmungen vorge- 
sehen. Diese Regeln und Bestimmungen sind sorg- 
fältig zu prüfen, bevor eine Warenbescheinigung 
beantragt wird. 


Begründung 


Die Gemeinschaft hat am 22. Juli 1972 das Abkom- 
men zwischen der EWG und Österreich unterzeich- 
net. 

Die Bestimmungen, die auf dem Formular der Wa- 
renverkehrsbescheinigung A. OS. 1 vermerkt wer- 
den müssen und die die Voraussetzungen festlegen, 
unter denen das genannte Dokument auf Waren An- 
wendung finden kann, sind in Übereinstimmung mit 
den Regeln des Protokolls von jeder der Vertrags- 
parteien auszuarbeiten. 

Der Text dieser Bestimmungen ist Gegenstand des 
vorliegenden Verordnungsentwurfs. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates betreffend die Durchführung 
des Protokolls Nr. 3 über die Begriffsbestimmung für „Erzeugnisse mit Ursprung in“ 
oder „Ursprungserzeugnisse“ und über die Zusammenarbeit der Verwaltungen, 
welches dem Abkommen zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
der Republik Portugal als Anlage beigefügt ist 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Am 22. Juli 1972 wurde ein Abkommen zwischen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
Republik Portugal unterzeichnet, das am 1. Januar 
1973 in Kraft tritt. 

Im Anhang zu dem Protokoll Nr. 3, das dem Ab- 
kommen beiliegt, ist das Formular einer Warenver- 
kehrsbescheinigung A. P. 1, die unter bestimmten, 
in dem bezeichneten Protokoll vorgeschriebenen 
Voraussetzungen auf Waren Anwendung findet, 
aufgeführt. Die Bestimmungen, die diese Vorausset- 
zungen festlegen und auf dem Formular einer 
Warenverkehrsbescheinigung A. P. 1 abgedruckt 
sein müssen, sind in Übereinstimmung mit den 
Regeln des Protokolls von jeder der Vertragspar- 
teien auszuarbeiten. 


Sie haben den Zweck, die Benutzer auf die im 
Protokoll festgelegten Voraussetzungen, unter de- 
nen der vorgenannte Vordruck auf Waren Anwen- 
dung finden kann, aufmerksam zu machen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Text der Bestimmungen, die auf dem Formular 
der Warenverkehrsbescheinigung A. P. 1 aufzufüh- 
ren sind und die die Voraussetzungen festlegen, un- 
ter denen das genannte Dokument auf Waren An- 
wendung finden kann, ist im Anhang zu dieser Ver- 
ordnung wiedergegeben. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Anhang 


1 . Die Waren müssen 

vollständig im Ausfuhrstaat erzeugt worden sein, 
d. h. der Begriffsbestimmung für als „vollständig 
erzeugt" geltende Waren entsprechen, die im Pro- 
tokoll Nr. 3 zu dem Abkommen zwischen der Ge- 
meinschaft und Portugal enthalten ist, 

oder 

vollständig aus Waren mit Ursprung im Hoheitsge- 
biet der anderen Vertragspartei des Abkommens und 
aus Waren hergestellt worden sein, die ausschließ- 
lich im Ausfuhrstaat erzeugt worden sind. 

2. Sind die Waren vollständig oder teilweise aus 
in den Ausfuhrstaat eingeführten und nicht aus 
dem Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei stam- 


menden Erzeugnissen cder aber aus Erzeugnissen 
unbestimmten Ursprungs hergestellt, so müssen die- 
se Erzeugnisse dort in der Weise be- oder verarbei- 
tet worden sein, daß daraus ein anderes Erzeugnis 
entstanden ist. In der Regel muß die Be- oder Ver- 
arbeitung zur Folge haben, daß die ausgeführte 
Ware unter eine andere Tarifnummer des Brüsse- 
ler Zolltarifschemas als diejenige einzuordnen ist, 
unter der die betreffenden Erzeugnisse eingeordnet 
waren. Ferner sind für verschiedene Warengruppen 
der Listen A und B des Protokolls Nr. 3 zu dem Ab- 
kommene zwischen der Gemeinschaft und Portugal 
besondere Regeln und Zusatzbestimmungen vorge- 
sehen. Diese Regeln und Bestimmungen sind sorg- 
fältigfältig zu prüfen, bevor eine Warenbescheini- 
gung beantragt wird. 


Begründung 


Die Gemeinschaft hat am 22. Juli 1972 das Abkom- 
men zwischen der EWG und Portugal unterzeich- 
net. 

Die Bestimmungen, die auf dem Formular der Wa- 
renverkehrsbescheinigung A. P. 1 vermerkt wer- 
den müssen und die die Voraussetzungen festlegen, 
unter denen das genannte Dokument auf Waren An- 
wendung finden kann, sind in Übereinstimmung mit 
den Regeln des Protokolls von jeder der Vertrags- 
parteien auszuarbeiten. 

Der Text dieser Bestimmungen ist Gegenstand des 
vorliegenden Verordnungsentwurfs. 


5 



Drucksache 7/211 


Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates betreffend die Durchführung 
des Protokolls Nr. 3 über die Begriffsbestimmung für „Erzeugnisse mit Ursprung in“ 
oder „Ursprungserzeugnisse“ und über die Zusammenarbeit der Verwaltungen, 
welches dem Abkommen zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
dem Königreich Schweden als Anlage beigefügt ist 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Am 22. Juli 1972 wurde ein Abkommen zwischen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und dem 
Königreich Schweden unterzeichnet, das am 1. Januar 
1973 in Kraft tritt. 

Im Anhang zu dem Protokoll Nr. 3, das diesem 
Abkommen beiliegt, ist das Formular einer Waren- 
verkehrsbescheinigung A.S. 1, die unter bestimm- 
ten, in dem bezeichneten Protokoll vorgeschriebenen 
Voraussetzungen auf Waren Anwendung findet, 
aufgeführt. Die Bestimmungen, die diese Voraus- 
setzungen festlegen und auf dem Formular einer 
Warenverkehrsbescheinigung A. S. 1 abgedruckt 
sein müssen, sind in Übereinstimmung mit den 
Regeln des Protokolls von jeder der Vertragspar- 
teien auszuarbeiten. 


Sie haben den Zweck, die Benutzer auf die im 
Protokoll festgelegten Voraussetzungen, unter de- 
nen der vorgenannte Vordruck auf Waren Anwen- 
dung finden kann, aufmerksam zu machen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Text der Bestimmungen, die auf dem Formular 
der Warenverkehrsbescheinigung A. S. 1 aufzufüh- 
ren sind und die die Voraussetzungen festlegen, un- 
ter denen das genannte Dokument auf Waren An- 
wendung finden kann, ist im Anhang zu dieser Ver- 
ordnung wiedergegeben. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Anhang 


1. Die Waren müssen 

vollständig im Ausfuhrstaat erzeugt worden sein, 
d. h. der Begriffsbestimmung für als „vollständig 
erzeugt" geltende Waren entsprechen, die im Pro- 
tokoll Nr. 3 zu dein Abkommen zwischen der Ge- 
meinschaft und Schweden enthalten ist, 

oder 

vollständig aus Waren mit Ursprung im Hoheitsge- 
biet der anderen Vertragspartei des Abkommens und 
aus Waren hergestellt worden sein, die ausschließ- 
lich im Aus&ihrstaat erzeugt worden sind. 

2. Sind die Waren vollständig oder teilweise aus 
in den Ausfuhrstaat eingeführten und nicht aus 
dem Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei stam- 


menden Erzeugnissen oder aber aus Erzeugnissen 
unbestimmten Ursprungs hergestellt, so müssen die- 
se Erzeugnisse dort in der Weise be- oder verarbei- 
tet worden sein, daß daraus ein anderes Erzeugnis 
entstanden ist. In der Regel muß die Be- oder Ver- 
arbeitung zur Folge haben, daß die ausgeführte 
Ware unter eine andere Tarifnummer des Brüsse- 
ler Zolltarifschemas als diejenige einzuordnen ist, 
unter der die betreffenden Erzeugnisse eingeordnet 
waren. Ferner sind für verschiedene Warengruppen 
der Listen A und B des Protokolls Nr. 3 zu dem Ab- 
kommen zwischen der Gemeinschaft und Schweden 
besondere Regeln und Zusatzbestimmungen vorge- 
sehen. Diese Regeln und Bestimmungen sind sorg- 
fältigfältig zu prüfen, bevor eine Warenbescheini- 
gung beantragt wird. 


Begründung 


Die Gemeinschaft hat am 22. Juli 1972 das Abkom- 
men zwischen der EWG und Schweden unterzeich- 
net. 

Die Bestimmungen, die auf dem Formular der Wa- 
renverkehrsbescheinigung A. S. 1 vermerkt wer- 
den müssen und die die Voraussetzungen festlegen, 
unter denen das genannte Dokument auf Waren An- 
wendung finden kann, sind in Übereinstimmung mit 
den Regeln des Protokolls von jeder der Vertrags- 
parteien auszuarbeiten. 

Der Text dieser Bestimmungen ist Gegenstand des 
vorliegenden Verordnungsentwurfs. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates betreffend die Durchführung 
des Protokolls Nr. 3 über die Begriffsbestimmung für „Erzeugnisse mit Ursprung in“ 
oder „Ursprungserzeugnisse“ und über die Zusammenarbeit der Verwaltungen, 
welches dem Abkommen zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft als Anlage beigefügt ist 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 1 13, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Am 22. Juli 1972 wurde ein Abkommen zwischen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft unterzeichnet, 
das am 1. Januar 1973 in Kraft tritt. 

Im Anhang zu dem Protokoll Nr. 3, das diesem 
Abkommen beiliegt, ist das Formular einer Waren- 
verkehrsbescheinigung A. CH. 1, die unter bestimm- 
ten, in dem bezeichneten Protokoll vorgeschriebenen 
Voraussetzungen auf Waren Anwendung findet, 
aufgeführt. Bestimmungen, die diese Voraussetzun- 
gen festlegen und auf dem Formular einer Waren- 
verkehrsbescheinigung A. CH. 1 abgedruckt sein 
müssen, sind in Übereinstimmung mit den Regeln 
des Protokolls von jeder der Vertragsparteien aus- 
zuarbeiten. 


Sie haben den Zweck, die Benutzer auf die im 
Protokoll festgelegten Voraussetzungen, unter de- 
nen der vorgenannte Vordruck auf Waren Anwen- 
dung finden kann, aufmerksam zu machen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Text der Bestimmungen, die auf dem Formular 
der Warenverkehrsbescheinigung A. CH. 1 aufzufüh- 
ren sind und die die Voraussetzungen festlegen, un- 
ter denen das genannte Dokument auf Waren An- 
wendung finden kann, ist im Anhang zu dieser Ver- 
ordnung wiedergegeben. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Anhang 


1. Die Waren müssen 

vollständig im Ausfuhrstaat erzeugt worden sein, 
d. h. der Begriffsbestimmung für als „vollständig 
erzeugt“ geltende Waren entsprechen, die im Pro- 
tokoll Nr. 3 zu dem Abkommen zwischen der Ge- 
meinschaft und der Schweiz enthalten ist, 

oder 

vollständig aus Waren mit Ursprung im Hoheitsge- 
biet der anderen Vertragspartei des Abkommens und 
aus Waren hergestellt worden sein, die ausschließ- 
lich im Ausfuhrstaat erzeugt worden sind. 

2. Sind die Waren vollständig oder teilweise aus 
in den Ausfuhrstaat eingeführten und nicht aus 
dem Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei stam- 


menden Erzeugnissen oder aber aus Erzeugnissen 
unbestimmten Ursprungs hergestellt, so müssen die- 
se Erzeugnisse dort in der Weise be- oder verarbei- 
tet worden sein, daß daraus ein anderes Erzeugnis 
entstanden ist. In der Regel muß die Be- oder Ver- 
arbeitung zur Folge haben, daß die ausgeführte 
Ware unter eine andere Tarifnummer des Brüsse- 
ler Zolltarifschemas als diejenige einzuordnen ist, 
unter der die betreffenden Erzeugnisse eingeordnet 
waren. Ferner sind für verschiedene Warengruppen 
der Listen A und B des Protokolls Nr. 3 zu dem Ab- 
kommen zwischen der Gemeinschaft und der Schweiz 
besondere Regeln und Zusatzbestimmungen vorge- 
sehen. Diese Regeln und Bestimmungen sind sorg- 
fältigf ältig zu prüfen, bevor eine Warenbescheini- 
gung beantragt wird. 


Begründung 


Die Gemeinschaft hat am 22. Juli 1972 das Abkom- 
men zwischen der EWG und der Schweiz unterzeich- 
net. 

Die Bestimmungen, die auf dem Formular der Wa- 
renverkehrsbescheinigung A. CH. 1 vermerkt wer- 
den müssen und die die Voraussetzungen festlegen, 
unter denen das genannte Dokument auf Waren An- 
wendung finden kann, sind in Übereinstimmung mit 
den Regeln des Protokolls von jeder der Vertrags- 
parteien auszuarbeiten. 

Der Text dieser Bestimmungen ist Gegenstand des 
vorliegenden Verordnungsentwurfs. 
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